


[image: ]





Statements aus dem Positionspapier 2019 der niedersächsischen Chemie-branche und des niedersächsischen Ministers für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

Mit diesen Statements weisen der niedersächsische Wirtschaftsminister und die niedersächsische Chemieindustrie auf die aktuell schwierigen Wettbewerbsbedingungen der chemischen Industrie und die Notwendigkeit einer industriepolitischen Neujustierung durch Bund und EU hin. 

Wir setzen uns gemeinsam dafür ein, dass
· die Bedeutung der Chemieindustrie für die Gesellschaft in der Industriepolitik von EU, Bund und Ländern aktiv hervorgehoben und positiv besetzt wird sowie verstärkt positive Beispiele aus der Branche kommuniziert werden.

· unsere integrierten Wertschöpfungsketten für Wachstum und Entwicklung erhalten sowie Rahmenbedingungen für Unternehmen so gesetzt werden, dass innovative und umweltgerechte Produktion hier am Standort möglich ist und bleibt.

· für eine Dekarbonisierung bis 2050 ausreichend Erneuerbare Energien zu wettbewerbsfähigen Kosten zur Verfügung gestellt werden und zwar zu jedem Zeitpunkt.

· sowohl bereits bestehende Kompensationen dort, wo sie für die Erhaltung der Industriestandorte notwendig sind, erhalten bleiben als auch weitere Kostensteigerungen, z.B. verursacht durch den Kohleausstieg, ebenfalls kompensiert werden. 

· die Besondere Ausgleichsregelung auch nach 2021 mindestens in der bisherigen Größenordnung sichergestellt wird und der Kreis der Begünstigten erhalten bleibt.

· anteilig steigende Netzentgelte der heimischen Chemieindustrie vermieden werden, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit aufrecht zu erhalten. 

· keine Verlagerung von emissionsintensiven Prozessen in andere Teile der Welt  und statt nationaler oder europäischer Alleingänge weltweite Kooperationen im Kampf gegen den Klimawandel stattfinden. 

· Rahmenbedingungen so gesetzt werden, dass unsere Chemieindustrie als Vorbild beim Zusammenspiel von Umwelt-, Klima- und Verbraucherschutz sowie Wirtschaftskraft und internationaler Wettbewerbsfähigkeit agieren kann. 
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· eine ausreichende Strompreiskompensation, ebenso wie eine ausreichende Zuteilung von kostenlosen Emissionszertifikaten erfolgt, um die Chemieunternehmen in der EU vor "Carbon-Leakage" zu schützen und eine Produktionsverlagerung in Regionen außerhalb der EU zu verhindern.

· nationale Verschärfungen bei der anstehenden Überarbeitung des deutschen Umsetzungsgesetzes (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG)) zur EU-ETS-Richtlinie unbedingt vermieden werden. 

· zusätzliche nationale Maßnahmen (z.B. CO2-Bepreisung, Klimaschutzgesetz) - sofern sie nicht vermeidbar sind - auf die bestehenden Regulierungen auf europäischer Ebene anzupassen sind, da sonst kontraproduktive, ineffiziente Doppelregulierung droht.  

· EU-Vorgaben 1:1 umgesetzt werden und wirtschaftliche und industrielle Aktivitäten weiter genehmigungsfähig bleiben, um dem ökonomischen Aspekt der Nachhaltigkeit ausreichend gerecht zu werden. 

· Genehmigungsbehörden qualitativ und quantitativ in die Lage versetzt werden, Anträge auf Genehmigungen schnell zu prüfen und zu entscheiden. Dabei sollte ein regelmäßiger Informationsaustausch mit den betroffenen Unternehmen selbstverständlich und die dafür erforderlichen Kapazitäten vorhanden sein.

· EU-Vorgaben aus den BVT-Schlussfolgerungen unverzüglich umgesetzt und bei der Festlegung nationaler Grenzwerte faire Wettbewerbsbedingungen gegenüber anderen EU-Mitgliedstaaten berücksichtigt sowie die deutsche Industrie und ihre Fachverbände am Umsetzungsprozess beteiligt werden.   

· kurzfristig wirksame Maßnahmen zur Behebung der im REACH-Review festgestellten Mängel bei der konkreten Handhabung der REACH-Instrumente ergriffen werden und die Einführung weiterer Regulierungen unter REACH immer hinsichtlich ihrer konkreten Wirkung auf die vier REACH-Ziele bewertet wird. 

· bei Land, Bund und EU eine Betrachtung der emittierten Treibhausgase über den gesamten Lebenszyklus und alle Antriebstechnologien eines Fahrzeuges und eine breite Unterstützung verschiedener Technologien erfolgt. 

· die Erzeugung von grünem Wasserstoff zu wettbewerbsfähigen Kosten möglich wird, grüner Wasserstoff als Biotreibstoff anerkannt und gleichermaßen auf die Treibhausgas-Reduzierung angerechnet wird sowie die Fördermittel des Bundes für Wasserstoffprojekte aufgestockt werden, um eine Anschubfinanzierung für teure Investitionen zu ermöglichen.

· im Sinne der EU-Kunststoffstrategie, die Umwelt geschützt und gleichzeitig die Grundlagen für eine neue Kunststoffwirtschaft geschaffen werden, in der den Erfordernissen sowohl in Bezug auf die Nutzungsphase als auch von Wiederverwendung, Reparatur und Recycling in vollem Umfang Rechnung getragen wird. Wir sind optimistisch, dass dies mit chemischem Recycling, das die Widersprüche zwischen den Anforderungen der Nutzungs- und Entsorgungsphase auflöst, gelingen wird.
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